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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Musterwiderrufsinformation 
für Verbraucherdarlehensverträge, zur Änderung der Vorschriften über das 
Widerrufsrecht bei Verbraucherdarlehensverträgen und zur Änderung 
des Darlehensvermittlungsrechts 
- Drucksache 17/1394 - 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme de$ Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 869. Sitzung am 7. Mai 2010 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe e 

Doppelbuchstabe aa (Artikel 247 § 13 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, Satz 2 EGBGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens zu prüfen, inwieweit die nach Artikel 2 
Nummer 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa vorgese- 
hene Regelung des Artikels 247 § 1 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 EGBGB erforderlich ist, wonach der Darle- 
hensvermittler den Verbraucher über Entgelte zu unter- 
richten hat, die der Darlehensvermittler von einem Drit- 
ten erhält. Darüber hinaus sollte auch geprüft werden, ob 
jedenfalls in den Fällen des Artikels 247 § 13 Absatz 2 
Satz 2 EGBGB-E auf die dort vorgesehene Verpflich- 
tung des Darlehensvennittlers zur Unterrichtung des 
Verbrauchers über „Drittprovisionen“ (Verweisung auf 
Satz 1 Nummer 2) verzichtet werden kann. 

Begründung 

Die Verbraucherkreditrichtlinie (Richtlinie 2008/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und zur 
Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates, 
ABI. L 133 vom 22.5.2008, S. 66) enthält in Artikel 21 
Vorgaben zu den Pflichten von Kreditvermittlem. 

Soweit der vorliegende Gesetzentwurf - und auch be- 
reits das Umsetzungsgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 
S. 2355) - verlangt, dass ein Darlehensvermittler gegen- 
über dem Verbraucher auch „Drittprovisionen“ offenlegt 
(Artikel 247 §13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, Satz 2 
EGBGB-E), gibt die Richtlinie das nicht zwingend vor. 
ln Erwägungsgrund 4 der Verbraucherkreditrichtlinie ist 
von Verzerrungen im Wettbewerb der Kreditgeber in der 


Gemeinschaft aufgrund unterschiedlich strenger Umset- 
zung der früheren Richtlinie 87/ 102/EWG die Rede. Ziel 
der Richtlinie 2008/48/EG ist daher die Harmonisierung 
der Vorschriften, was auch Artikel 22 Absatz 1 belegt. 

Neben der Pflicht zum Hinweis auf die Befugnisse 
(Artikel 2 1 Buchstabe a der Verbraucherkreditrichtlinie) 
schreibt die Verbraucherkreditrichtlinie lediglich die 
Offenlegung von Entgelten vor, die der Verbraucher 
direkt an den Kreditvermittler für dessen Dienste zu zah- 
len hat (Artikel 2 1 Buchstabe b und c der Verbraucher- 
kreditrichtlinie). Diese Vorgaben werden bereits durch 
Artikel 247 § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 
EGBGB-E und die Verweisung in Artikel 247 § 13 Ab- 
satz 2 Satz 2 EGBGB-E auf Satz 1 Nummer 3 umge- 
setzt. 

Die Drittprovision ist als Bestandteil der internen Kal- 
kulation des Darlehensgebers bereits in die Darlehens- 
zinsen bzw. in den effektiven Jahreszins einkalkuliert. 
Über dessen Höhe muss der Verbraucher als Darlehens- 
nehmer ohnehin vom Darlehensgeber informiert werden. 
Die Vergleichbarkeit der Kreditkosten für den Verbrau- 
cher ist damit gewährleistet. 

2. Zu Artikel 3a - neu - (§ 3 Absatz 3 - neu - PreisAngG), 
Artikel 4 Nummer la - neu - (§ 6c - neu - PAngV) 

a) Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3a einzufugen: 

, Artikel 3 a 

Änderung des Preisangabengesetzes 

Dem § 3 des Preisangabengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1984 (BGBl. 
I S. 1429), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Soweit eine auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassene Rechtsverordnung den Bereich des Kredit- 
wesens regelt, kann in der Rechtsverordnung die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht als 
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zuständige Stelle für die Überwachung dieser Rege- 
lungen und als Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten bestimmt werden.'“ 

b) ln Artikel 4 ist nach Nummer 1 folgende Nummer la 
einzufügen: 

,1a. Nach § 6b wird folgender § 6c eingefügt: 

„§6c 

Zuständigkeit der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs- 
aufsicht überwacht die Einhaltung der Regelun- 
gen in den §§ 6 bis 6b und ist zuständig für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten nach § 10 Absatz 2 Nummer 3 bis 6.“‘ 

Begründung 

Am 11. Juni 2010 tritt das sogenannte Umsetzungsgesetz 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2355) in Kraft, welches 
zum Zwecke der Umsetzung der Verbraucherkreditricht- 
linie in nationales Recht beschlossen worden ist. Mit 
dem Umsetzungsgesetz wird auch eine Anpassung der 
Regelungen der Preisangabenverordnung erfolgen, so- 
weit diese den Bereich des Kreditwesens betreffen. Mit 
der Überarbeitung des § 6 PAngV und der Einfügung 
von neuen Regelungen in die §§ 6a und 6b PAngV wer- 
den die Anforderungen an die Tätigkeiten von Kreditins- 
tituten erheblich verschärft. Beispielsweise werden in 
Zukunft strenge Anforderungen an Kreditinstitute ge- 
stellt, wenn diese mit bestimmten Zinssätzen für Kredit- 
verträge werben wollen. Verstöße gegen diese Vorschrif- 
ten sind Ordnungswidrigkeiten, die mit einem Bußgeld 
von bis zu 25 000 Euro geahndet werden körmen. 

Bisher fallt die Überwachung sämtlicher Vorschriften 
der Preisangabenverordnung sowie die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in die Zuständig- 
keit der Länder. Im Bereich des Kreditwesens kann diese 
dezentrale Überwachungsstruktur aber nicht überzeu- 
gen. Eine wirkungsvolle Überwachung der Preisanga- 
benvorschriften für das Kreditwesen setzt neben einem 
umfangreichen Spezialwissen auch eine hohe Prüfungs- 
intensität bei den zu überwachenden Kreditinstituten 
voraus. So wird ein Verstoß gegen die Vorgaben der 
Preisangabenverordnung häufig erst nach Einblick in 
und Auswertung von zahlreichen Verbraucherkrediten 
einschließlich der Überprüfung im Kreditinstitut vorlie- 
gender Geschäftsunterlagen festgestellt werden können. 

Mit der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) existiert eine Fachbehörde, die über das notwen- 
dige Fachwissen im Bereich des Kreditwesens verfügt 
und schon heute die Tätigkeit von Kreditinstituten über- 
wacht. Die Neuschaffung einer Zuständigkeit nach der 
Preisangabenverordnung stellt eine sinnvolle Ergänzung 
bestehender Befugnisse der BaFin dar, die gemäß § 23 
des Kreditwesengesetzes berechtigt ist, Instituten zur 
Beseitigung von Missständen bestimmte Arten von Wer- 
bung zu untersagen. Dies schafft nicht nur Synergie- 
effekte bei der Aufgabenerledigung, sondern ist letztend- 
lich auch im Interesse werbender Kreditinstitute, die sich 
dann bei Fragen zum Umfang zulässiger Werbetätigkei- 


ten sowohl nach dem Kreditwesengesetz als auch nach 
der Preisangabenverordnung mit der BaFin abstimmen 
können. 

Die Bündelung von Aufgaben bei der BaFin ist auch vor 
dem Hintergrund sinnvoll, dass Kreditinstitute zuneh- 
mend im Internet für ihre Produkte werben und damit 
Verbraucherinnen und Verbraucher im gesamten Bun- 
desgebiet ansprechen. Das vorhandene Wissen der bun- 
desweit tätigen BaFin sollte auch für die Feststellung 
und Ahndung von Verstößen nach der Preisangabenver- 
ordnung nutzbar gemacht werden. 

ln § 4 Absatz 1 Satz 2 des Finanzdienstleistungsauf- 
sichtsgesetzes ist vorgesehen, der BaFin nach anderen 
Bestimmungen weitere Aufgaben zu übertragen. Mit 
dem Änderungsvorschlag werden die Bestimmungen im 
Preisangabengesetz und in der Preisangabenverordnung 
angepasst, um die Aufgaben im Bereich des Kredit- 
wesens auf die BaFin zu verlagern. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe e Dop- 
pelbuchstabe aa (Artikel 247 § 13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 EGBGB)) 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, inwieweit die 
nach Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa 
vorgesehene Regelung des Artikels 247 §13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuche (EGBGB) erforderlich ist, wonach der 
Darlehensvermittler den Verbraucher über Entgelte zu 
unterrichten hat, die der Darlehensvermittler von einem 
Dritten erhält. Die Bundesregierung möge auch prüfen, 
ob jedenfalls in den Fällen des Artikels 247 § 13 Absatz 2 
Satz 2 EGBGB auf die dort vorgesehene Verpflichtung des 
Darlehensvermittlers zur Unterrichtung des Verbrauchers 
über „Drittprovisionen“ (Verweisung auf Satz 1 Nummer 2) 
verzichtet werden karm. 

Die Bundesregierung wird das Anliegen weiter prüfen. Sie 
gibt jedoch vorab Folgendes zu bedenken: 

Voranzustellen ist, dass die Verbraucherkreditrichtlinie 
selbst nur die Offenlegung von Vermittlungsentgelten ver- 
langt, wenn diese vom Verbraucher zu zahlen sind (Ar- 
tikel 21 Buchstabe b der Richtlinie). Den Mitgliedstaaten ist 
gemäß Erwägungsgrund 17 jedoch ausdrücklich gestattet, 
„zusätzliche Pflichten für Kreditvermittler beizubehalten 
oder einzuführen“. 

Vor diesem Hintergrund gibt die Bundesregierung zu der 
Prüfbitte des Bundesrates zu bedenken, dass die Pflicht zur 
Offenlegung von Doppelprovisionen bereits seit dem 1 . Ja- 
nuar 1991 geltendes Recht ist (ursprünglich § 15 Absatz 1 
des Verbraucherkreditgesetzes (VerbrKrG), jetzt § 655b Ab- 
satz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)). Der In- 
halt dieser Pflicht steht somit nicht in Zusammenhang mit 
der Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie. Probleme 
der Wirtschaft oder negative Auswirkungen im Zusammen- 
hang mit dieser Offenbarungspflicht sind nicht bekannt. Für 
den Verbraucher auf der anderen Seite handelt es sich um 
eine wichtige Information. Er erfährt, dass der Vermittler 
nicht nur in seinem Interesse tätig wird und kann Rück- 
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Schlüsse auf ein weitergehendes Eigeninteresse des Vermitt- 
lers am Abschluss des Darlehensvertrags ziehen. 

Die Prüfbitte betrifft die darüber hinausgehende Pflicht zur 
Offenbarung von nicht vom Verbraucher geschuldeten Ent- 
gelten aus Vermittlungsverträgen, an denen der Verbraucher 
als Vertragspartner nicht beteiligt ist. Diese Offenbarungs- 
pflicht ist mit dem am 11. Juni 2010 in Kraft tretenden 
Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie, des 
zivilrechtlichen Teils der Zahlungsdiensterichtlinie sowie 
zur Neuordnung der Vorschriften über das Widerrufs- und 
Rückgaberecht vom 29. Juli 2009 eingeführt worden. Die 
Ausweitung der Pflicht zur Offenbarung von Provisionen 
auch auf Vertragsverhältnisse ohne Beteiligung des Ver- 
brauchers, bei denen der Vermittler eine Vergütung aus- 
schließlich vom Darlehensgeber erhält (§ 655a Absatz 2 
Satz 1 BGB-neu in Verbindung mit Artikel 247 § 13 Ab- 
satz 2 Nummer 2 EGBGB-neu), hat zum Ziel, dem Ver- 
braucher zu verdeutlichen, ob und in welchem Umfang der 
Vermittler ein Eigeninteresse am Abschluss des zu ver- 
mittelnden Vertrags hat. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 3a - neu - (§ 3 Absatz 3 - neu - 
Preis AngG), Artikel 4 Nummer la - neu - 
(§ 6c - neu - PAngV)) 

Der Bundesrat schlägt die Änderung des Preisangabengeset- 
zes und der Preisangabenverordnung (PAngV) vor, um die 


Aufgabe der Überwachung der Einhaltung der Regelungen 
in den §§ 6 bis 6b PAngV sowie die Aufgabe der Ver- 
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 10 
Absatz 2 Nummer 3 bis 6 PAngV der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zu übertragen. Der- 
zeit ist die Zuständigkeit der Landesbehörden hierfür vorge- 
sehen. 

Die Bundesregierung wird das Anliegen weiter prüfen. Sie 
gibt jedoch vorab Folgendes zu bedenken: 

Mit der vorgeschlagenen Übertragung des Vollzuges der 
Regelung in §§ 6 bis 6b PAngV auf die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht stellt sich eine Reihe von Fra- 
gen materiellrechtlicher und institutioneller Art, die es nä- 
her zu untersuchen und bewerten gilt. Abzuwägen sind ver- 
schiedene Gesichtspunkte wie etwa die Qualifikation der 
eingesetzten Bediensteten, die Sachnähe der zuständigen 
Behörden und der länderübergreifende Vollzug. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, dass Aufbau, Organisation und 
Aufgabenbereich der BaFin gegenwärtig vor dem Hinter- 
grund der im Koalitionsvertrag vereinbarten Zusammenfüh- 
rung der Bankenaufsicht bei der Deutschen Bundesbank 
grundlegend überprüft werden. Darüber hinaus sieht der 
Koalitionsvertrag auch eine Reihe von Maßnahmen zur 
Stärkung des Verbraucherschutzes im Finanzmarktbereich 
vor, u. a. die Einrichtung einer unabhängigen Stiftung für 
Finanzprodukte nach dem Muster der Stiftung Warentest. 
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